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Stadterneuerungspolitik in einer wachsenden Stadt 

Der Wiener Altbauwohnungsmarlct* 

Kurzfassung 

Stadterneuerungspolitik, die eine sozialorientierte Wohnungspo­
litik unterstützen soll, hat ihre /nstrwnente den jeweiligen woh­
nungsmarktendogenen und -exogenen Entwicklungen anzupas­
sen. Eine solche Anpassung erscheint insbesondere dann 
notwendig, wenn verstärkte Zuwanderungen, steigende Mieten 
und vermehrte Immobilientransaktionen veränderte Rahmenbe­
dingungen am Wohnungsmarkt anzeigen. 

Verteilungswirkungen stadterneuerungspolitischer Instrumente 
werden im Hinblick auf die spezielle Versorgungsfunktion von 
Altbauwohnungsteilmärk.ten aus segmentationstheoretischer Sicht 
begründet. 'Zugleich wird betont, daß die Divergenz aus stadter-

neuerungspolitischenZielen und privatwirtschaftlichen Interessen 
eine sozialorientierte Wirkungsweise von maßgeblichen ord­
nungs- und förderungspolitischen Instrumenten nicht unbedingt 
erwarten läßt. Dies zeigen tendenziell auch die empirischen 
Befunde bezüglich der geförderten Hauseigentümer und bestimm­
ter sozialer Milieus. Unter Berücksichtigung der trotz Förderung 
zusätzlich entstehenden Wohnkosten und des zunehmenden Nach­
fragedrucks im Altbausegment nach Billigwohnungen ist zu 
erwarten, daß eine sozial verträgliche Wohnungsversorgung in 
den nächsten Jahren kaum erhalten werden kann. Eine Modifika­
tion der wohnungs- und stadterneuerungspolitischen Instrumente 
erscheint daher angesichts der sich ändernden Rahmenbedingun­
gen unerläßlich. 
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1. Einleitung 

Wohnungsnot, Disparitäten in den Wohnverhältnissen sozialer 
Gruppen sowie Slumbildung sind eine nicht zu übersehende 
Gefahr auch auf regulierten Mietwohnungsmärlcten in innerstädti­
schen Altbaugebieten. Stadterneuenmgspolitik, die eine sozial­
orientierte Wohnungspolitik unterstützen soll, hat nicht allein die 
Bestandssicherung, sondern vor allem eine Bestandssicherung 
unter Berücksichtigung sozialer Kriterien als Aufgabe (1). Diese 
Aufgabe ist aufgrund der auf einem Wohnungsmarlct gegebenen 
Zusammenhänge bei der Allokation von Haushalten zu Wohnun­
gen bzw. bei der Preisbildung nicht leicht lösbar. Eine solcherma­
ßen zielorientierte Konzeption stadterneuenmgspolitischer Maß­
nahmen wird abernoch um 110 schwieriger, je mehr sich bestehende 
Randbedingungen zur Entwicklung des Wohnungsmarlctes, aber 
auch für private Emeuenmgsinvestitionen verändern. 

Zugleich hat eine Stadterneuerungspolitik, die - wie zum 
Beispiel in Wien-auf bestimmte ordnungs-und fördenmgspoliti­
sche Instrumente zurückgreift, zu berücksichtigen, daß ihre Ziele 
zur Verbessenmg von Gebäude- und Wohnungszuständen primär 
nur über die Erneuerungsbereitschaft der Hauseigentümer reali­
siert werden können. Damit stellt sich aber die Frage, ob eine 
Sozialorientienmg, d.h. eine Fördenmg von Sanienmgsmaßnah­
men vor allem für sozial Schwache, auf diese Weise gewährleistet 
werden kann. 

Inhalt dieses Beitrags sind somit neben den Folgen bisheriger 
stadterneuenmgspolitischer Maßnahmen auf die Wohnungsver­
sorgung und Stadtentwicklung auch Fragen zur Stabilität bzw. zu 
Veränderungen in diesen Randbedingungen. Als solche werden in 
der folgenden Analyse zur Wiener Stadterneuenmgsproblematik 
einerseits Nachfrageveränderungen und andererseits Veränderun­
gen im Investitions- und Anbieterverhalten der Hauseigentümer 
hinterfragt. Erst auf dieser Basis werden schließlich stadterneue­
nmgspolitische Maßnahmen auf ihre Folgen hin bewertet. 

2. Stadterneuerungspolitik auf segmentierten Wohnungsmärkten 

Ausgangspunkt für die Konzeption stadterneuenmgspolitischer 
Instrumente muß eine Diskussion grundlegender Wirkungszusam­
menhänge auf dem Wohnungsmarkt sein. Dabei ist der mit 
zunehmendem Alter von Gebäuden und Wohnungen verbundene 
Qualitätsverlust Ansatzpunkt für die Eddärung zentraler Phäno­
mene im Bereich der Stadterneuerung. 

Dieser Qualitätsverlust begründet sich einerseits durch die 
physische Altenmg der Wohnungen und Gebäude, andererseits 
durch die ökonomische Altenmg, die sich in relativen Qualitätsein­
bußen gegenüber Neubauten ausdrückt (2). Betrachtet man den 
Wohnungsmarkt als neoklassischen Wettbewerbsmarkt, dann 
haben diese Qualitätsverluste sowohl Nachfrage- als auch Preis­
verändenmgen zur Folge und führen zu veränderten Gleichge­
wichtszuständen auf den Wohnungsteilmärlcten. Die Filter-Theo­
rie des Wohnungsmarlctes (3) beschreibt dies als sukzessives 
Filtering-down der Wohnungen durch eine Folge von Wohnungs­
teilmärlcten mit abnehmenden Qualitäten. 

Auf der Nachfrageseite wird der durch Neubau entstandene 
Wohnungsteilmarlct höchster Wohnqualitäten durch die Angehöri­
gen der zahlungsfähigsten Bevölkenmgsgruppen belegt, deren 
vakante Wohnungen ein Überschußangebot für die weniger 
zahlungsfähigen Nachfrager schaffen. Diesen wird durch die 
sinkenden Preise - als Reaktion auf geänderte Angebot/Nachfra­
ge-Verhältnisse -ein Umzug in die bisher von den Zahlungsfähig­
sten belegten Wohnungen ermöglicht. Dieses im Aggregat als 
Umzugsketten charakterisieroare Nachfragerverhalten setzt sich 
derart bis zum Verlassen der Wohnungen mit den schlechtesten 

Qualitäten durch die am wenigsten zahlungsfähigen Nachfrager 
fort. 

Für die Hauseigentümer bedeuten die während der Lebensdauer 
ihrer Gebäude abnehmenden Mieterträge ein Absinken der Renta­
bilität von Erhaltungs- und Modemisienmgsinvestitionen. Die 
Nachfrage nach billigem Wohnraum findet eben in diesen Altbau­
ten ihr entsprechendes Angebot. Dieses ist jedoch permanent durch 
Abbruch gefährdet, da bei Unterschreiten der Rentabilitätsgrenze 
die Hauseigentümer auch die Instandhaltung unterlassen und 
derart den Gebäudeverfall beschleunigen. 

Eine derartige, im Rahmen neoklassischer Mikroökonomie 
angesiedelte Argumentation läßt jedoch einige Meikmale des 
Wohnungsmarlctes außer acht, die das Entstehen von Gleichge­
wichtszuständen auf sektoralen und regionalen Wohnungsteil­
märlcten vernindern ( 4 ). Im Kontext von Stadtemeuenmg bewir­
ken vor allem die Annahmen vollkommen mobiler und zeitlich 
konstanter Gesamtnachfrage ein Versagen der Filter-Theorie zur 
Eddärung von Wohnungsmarktphänomenen. 

Institutionelle, soziale oder ökonomi11ehe Zugangsbarrieren zu 
bestimmten Wohnungsteilmärlcten rufen bei den betroffenen 
Bevölkenmgsgruppen eine erzwungene Immobilität hervor, die 
eine Reaktion auf Angebotsveränderungen im Sinne der Filter­
Theorie vernindern. Diese Zugangsbarrieren sind Kennzeichen 
segmentierter Wohnungsmärlcte (.5), auf denen zwischen verschie­
denen Segmenten die Preis/Qualität-Relationen des Angebots 
deutlich auseinanderklaffen können. Das Gefangensein einkom­
mensschwacher Bevölkerungsschichten im Teilmarlct der Altbau­
ten bewirlct, daß die Hauseigentümer selbst bei offensichtlichen 
Desinvestitionsstrategien, die eine zunehmende Qualitätsver­
schlechtenmg mit sich bringen, durch den permanenten Nachfra­
geüberschuß innerhalb dieses Segments keine Ertragseinbußen 
hinnehmen müssen. 

Verstärkt sich der Nachfragedruck im Altbaubereich durch 
Verändenmgen der Wohnpräferenzen oder massive Zuwanderun­
gen, dann entstehen Modemisierungsanreize vor allem auf den 
besseren Standorten, während sich die Nachfrage nach Billig­
wohnraum zunehmend auf die schlechteren Standorte konzen­
triert. Soziale Erosion durch Wegzug der noch mobilen und 
Verbleib bzw. Zuzug der auf billige Altbauwohnungen angewiese­
nen Haushalte verstärlcen die Gefahr von Slumbildung bzw. 
Entstehung eines neuen Segments am Wohnungsmarkt (6). 

Ähnliche Effekte auf die Wohnungsversorgung sind zu erwarten, 
wenn während wirtschaftlicher Wachstumsphasen Cityerweite­
nmgen generell die innerstädtische Wohnnutzung verdrängen und 
solchermaßen preiswerten Wohnraum im Altbaubestand vernich­
ten. 

Stadterneuerungspolitik findet im Spannungsfeld zwischen den 
Verwertungsinteressen der Hauseigentümer und den Zielsetzun­
gen einer sozialorientierten Wohnungspolitik statt, die sich nicht 
nur an quantitativen Versorgungskriterien orientiert. Eine effektive 
Stadterneuenmgspolitik muß neben dem Setzen von Modernisie­
nmgsanreizen für Hauseigentümer sicherstellen, daß 

- für die einkommensschwachen Bevölkerungsgruppen eine 
quantitativ und qualitativ zufriedenstellende Wohnungsversor­
gung gewährleistet ist, 

- der latenten Gefahr von Slumbildung auf den schlechteren 
Standorten und zunehmender Segmentierung des Wohnungs­
marlctes entgegengewirlct wird und 

- die Vergabe von Förderungsmitteln nach ökonomischen und 
sozialen Kriterien bedarfsentsprechend erfolgt. 

Das im Rahmen des Wiener Weges der "sanften Stadterneue­
rung" erlassene Wohnhaussanierungsgesetz (WSG) 1984 soll im 
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folgenden hinlichtlich seiner Wukungsweise unter veränderten 
wohnungspolitia:henundnachfragebezogenenRahmenbedingun­
gen im Sinne dieser Kriterien untersucht werden. 

3. Zur Sozialorientierung der Stadterneuerungspolitik in Wien 

Die folgenden Analysen zur Stadterneuerungspolitik konzentrie­
ren sich aufgrund der baugeschichtlichen Entwicklung Wien• auf 
das dicht bebaute Stadtaebiet sowie eine Reihe weiterer Altbauge­
biete in den ehemaligen Vorstädten Wien, (7). Diese nach 
wohnung.,_ und gebäudebezogenen Kriterien definierte Untersu­
chungsregion umfaßt den Großteil der Wohnungen (95,9 % ) sowie 
die meisten sanierungsbedürftigen und zugleich billigen Wohnun­
gen (98,1 % aller Substandardwohnungen) des gesamten Wiener 
Altbauwohnungsteilmark:tes. Aufgrund der historia:hen Stadt­
und Wohnbauentwicklung (8) befindet sich der überwiegende Teil 
dervor 1919errichteten Wohngebäude(83,5 %)im Besitz privater 
Personen. 

Dieser Bestand an üblicherweise mietpreisgeschützten Wohnun­
gen besitzt speziell in der Wiener Situation aufgrund der im 
Vergleich zu anderen Sektoren (z.B. Gemeindo- oder Genossen­
schaftswohnungen) freien Zutrittsbedingungen und der leicht 
verfügbaren Marktinformationen den Charakter eines Wohnungs­
mark:t11egmentes. 

Angesichts dieser Eigenschaften und strukturellen Merkmale 
steht die Stadterneuerungspolitik in Wien vor folgenden Proble­
men bei der Konzeption ihrer Instrumente: 

Erstens hat Stadterneuerungspolitik (wie auch andere Politikbe­
reiche) zu berücksichtigen, daß Ziele zur Struktureihaltung oder 
-verbes11erung nur auf Basis des Investitionsveihaltens der Ent­
scheidungsträger (in diesem Fall zumeist der Hauseigentümer) 
erreicht werden köMen (9). Eine Anreizfunktion stadterneue­
rungspolitischer Instrumente wird also nurdaM wi.rluam, wenn sie 
das Investitionsinteresse dieser Eigentümer trifft. Unter dem 
Aspdct knapper öffentlicher Mittel steht die Stadterneuerungspoli­
tik so vor dem Problem der effizienten, d.h. zielorientierten 
Vergabe von Förderungsmitteln bei gleichzeitiger Vermeidung 
sog. "Mitnahmeeffekte" dwch erneuerungsaktive, aber weniger 
förderungswürdige Hauseigentümer. 

Zweitens muß berücksichtigt werden, daß die Sanierungsaktivi­
täten der Hauseigentümer die Wohnveihältnisse, aber auch die 
Wohnkosten betroffener Wohnungsnutzer verändern können. 
Gleichzeitig kaM ein Übereinstimmen sozialpolitischer Zielset­
zungen und einzelwirtschaftlicher Investitionsinteressen der 
Eigentümer nicht vorausgesetzt werden. Das Dilemma einer 
sozialorientierten Stadterneuerungspolitik wird damit offenbar 
und verstiirlct sich zugleich dwch die Restriktionen, die aus dem 
Faktum knapper öffentlicher Mittel erwachsen. Ist die Stadter­
neuerungspolitik zugleich so konzipiert, daß geförderte Erneue­
rungsaktivitäten wohnkostenwidcsam werden, so ist ihr Einfluß 
auf die Veränderung der Angebotsstruktur und damit auf die 
mark:tliche Preisbildung nicht zu übersehen. 

Drittens steht die Stadterneuerungspolitik vor dem Problem, ihre 
Instrumente auf aktuelle wohnungsmark:tendogene und ~ogene 
Entwicklungen abzustimmen. Das heißt, die Instrumente sind 
einerseits im Hinblick auf das Investitionsinteresse der Hauseigen­
tümer und andererseits auf die Entwicklungen der teilmark:tspezifi­
schen Nachfragemengen und Preiselastizitäten der Nachfrage 
abzustimmen. 

3.1 Entwicklung von einer mieter- zu einer eigentümerorientier­
ten Stadlemeuerungspolitik 

Die Wiener Stadterneuerungspolitik postuliert für sich den Weg 
der "sanften Stadterneuerung". Dies ist sicher im Vergleich zu 
einigen Phasen der Berliner Stadterneuerungspolitik richtig, 
jedoch wurde aufgrund der im Althausbestand gegebenen Pro­
blemlagen eine Verlagerung von einer eher mieterorientierten zu 
einer mehr eigentümerorientierten Stadterneuerungspolitik voll­
zogen. So stützte sie sich in den 70er und Anfang der 80er Jahre vor 
allem auf Instrumente 

- zur Förderung wohnung.,_ und damit meist mieterbezogener Er­
neuerungsaktivitäten (Wohnungsverbe111erung1gesetz (WVG) 
1969bzw.1976)sowie 

- zur Intensivierung von Erneuerungsaktivitäten in städtebaulich 
problematischen Gebieten in Form der "Gebietsbetreuung" 
(10). 

Hingegen setzte die Stadterneuerungspolitik in die11er 2'.eit wenig 
Anreize für Erneuerungsaktivitäten von Hauseigentümern. Dar­
über hinaus war die Ertragslage meist unzureichend für die 
Eigenfinanzierung von Erhaltung.,_ oder Verbesserungsmaßnah­
men, die auf der Basis der Mieteinnahmen hätten finanziert werden 
sollen. Diesbezüglich zeigte sich, daß aufgrund der Mietpreisrege­
lungen nach Ausstattungskategorien der Wohnungen die Finanzie­
rung von Erhaltungsinvestitionen in Gebäuden mit besserer 
Ertragssituation (= Mietverträge für Kategorie-A-Wohnungen) 
noch einigermaßen gewährleistet war, jedoch in Gebäuden mit 
niedrigeren Einnahmen aus den Wohnungsmieten nicht möglich 
war (vor allem bei Substandardwohnungen) (11). Da die Finanzie­
rung von Erhaltungsmaßnahmen auf Kreditbasis erfolgen mußte 
und diese sehr teuer war, war es für viele Gebäudeeigentümer 
unmöglich, zusätzlich noch Verbesserungsmaßnahmen zu finan­
zieren. Somit stiegen die gebäudebezogenen Erneuerungserfor­
dernisse aufgrund unterlassener Investitionen generell, allerdings 
stark differenziert nach der wohnungsstrukturell bedingten Er­
tragssituation. Ergebnis dieser Rahmenbedingungen war in vielen 
Fiillen die gute Ausstattung von Wohnungen dwch Förderungen 
nach dem Wohnungsverbesserungsgesetz ( ohne Konsequenz für 
die Mietkosten des erneuerungsaktiven Mieters) bei einem gleich­
zeitig schlechten Gebäudezustand aufgrund unterlassener Erhal­
tungsinvestitionen. Mit der Mietrechtsreform 1981 und darauffol­
genden Reformen des Mietrechtsgesetzes (MRG) wurde 
schließlich die zunehmende Eigentümerorientierung und damit 
auch die gebäudebezogene Stadterneuerungspolitik eingeleitet. 
Verstiirlct wurde diese dwch folgende Maßnahmen: 

- Einbeziehung eines Erhaltungsbeitrags neben dem bestehenden 
Hauptmietzins; 

- Gewährung einer 20%igen Investitionsprämie bei eigenfinan­
zierten Erhaltungsmaßnahmen; 

- sukzessive Aufhebung der Mietzinsobergrenzen für Kategorie­
A-Wohnungen und aller Wohnungen über 130 m2; 

- verbesserte Förderung von gebäudebezogenen Erhaltungs- und 
Verbesserungsmaßnahmen auf der Basis des WSG 1984 sowie 

- Gewährung einer 10%igen Bauverwaltungsprämie im Zuge von 
WSG-Sanierungen. 

Aufgrund dieser Verlagerung in der stadterneuerungspolitischen 
Förderungspraxis auf die Hauseigentümer sowie der im WSG 
definierten Finanzierungstechnik, die wohnungsseitige Erneue­
rungskosten einschließt, soll im folgenden drei Fragen nachgegan­
gen werden: 
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(1) Welche Gruppen privater Hauseigentümer zeigen sich 
besonders erneuerungsaktiv und beanspruchten die Förderungs­
mittel, die auf Basis des WSG zwischen 1985 und 1987 vergeben 
wurden? 

(2) Läßt sich in der Wiener Stadterneuerungspolitik auf der Basis 
des WSG noch eine Sozialorientierung erkennen? 

(3) Welche Effekte sind durch WSG-induzierte Erneuerungsin­
vestitionen, die für die Mieter auch wohnkostenwirksam sind, im 
Althaussektor zu erkennen bzw. für die nächste 2.eit zu erwarten? 

3.2 Das Investitionsinteresse privater Hauseigentümer als 
Voraussetzung der Bestandserhaltung (-verbesserung) 

Aufgrund der bauhistorischen Entwicklung in Wien befindet sich 
die Meluheit der vor 1919 erbauten Gebäude im Eigentum privater 
Personen. Dabei dominiert nach Untersuchungen von Kaufmann/ 
Hartmann (12) der Hauseigentümer (ca. 62 % aller Hauseigentü­
mer) mit nur einem Gebäude in eigenem Besitz. Zugleich ist 
kennzeichnend, daß viele solcher Hauseigentümer (ca. 61 %) ihr 
Gebäude selbst zu Wohn- und/oder Gewerbezwecken nutzen. Bei 
solchen Hauseigentümern, so konstatieren Kaufmann/Hartmann 
(13), dominiert üblicherweise nicht das Kapitalverwertungsinter­
esse im Hinblick auf Erhaltungs- oder Verbesserungsinvestiti­
onen, sondern vielmehr das eigene Nutzungsinteresse. 

Neben der schlechten Ertragslage (siehe Kap. 3.1) bestand 
zugleich bis Anfang der 80er Jahre kaum Nachfragedruck, bedingt 
durch abnehmende Bevölkerungszahlen und den forcierten Neu­
bau am Stadtrand. Investitionen in Altbauten rentierten sich 
bestenfalls auf den besseren Wohnstandorten, hingegen kaum auf 
den schlechteren Wohnstandorten. Ertragsstrategien der Hausei­
gentümer konzentrierten sich daher auf Schwarzablösen (vor allem 
auf guten Wohnstandorten) bzw. auf die Vorenthaltung gesetzlich 
definierter Mietzinserträge für Erhaltungsmaßnahmen. 

Der Wandel in der Stadterneuerungspolitik, insbesondere das 
Inkrafttreten des WSG 1984 (14) veränderte schließlich die 
ökonomischen Rahmenbedingungen derart, daß sich inzwischen 
verstädtt Erneuerungsaktivitäten - allerdings stark differenziert 
nach Marktpositionen - erkennen lassen. So scheinen nach 
Bökemann et al. (15) insbesondere private Hauseigentümer in 
mittleren Marktpositionen aktiv geworden zu sein, hingegen nicht 
jene auf den besonders schlechten Lagen. Zugleich wurde erkannt, 
daß offenbar nicht der oben beschriebene, wohnhafte Hauseigentü­
mer über das WSG 1984 erreicht wurde, sondern eher nicht 
wohnhafte Eigentümer. 

Aber schon gegenwärtig und vor allem für die nächsten Jahre 
stellt sich die Frage, ob eine derartige Förderungspolitik, die nur 
auf der Basis erneuerungsaktiver Hauseigentümer realisiert wer­
den kann, noch problemorientiert sein kann, da sich seit 1987 die 
WSG-Förderungsbestimmungen weiter verkompliziert haben und 
sich zunehmend ka:pitalorientierte Hauseigentümer im Wiener 
Althausbestand laut Erfahrung der Experten etabliert haben. Zu 
befürchten ist, daß sich die schon bishertendenziell zu beobachten­
den Mitnahmeeffekte verstärken werden. 

3.3 Verteilungswirkungen des WSG nach sozialen Kriterien 

Um die Sozialorientierung von WSG-induzierten Erneuerungs­
aktivitäten zu kennzeichnen, werden die WSG-induzierten Er-

neuerungsaktivitäten auf entsprechende Sozialmilieutypen bezo­
gen. Eine derartige Differenzierung der geförderten 
Erneuerungsaktivitäten nach sozialen Milieus wird deswegen 
vorgenommen, da es für den Wiener Altbausektor als gesichert 
erachtet werden kann, daß die Wohnverhältnisse mit sozialen 
Milieus variieren (16). Aufgrund der stadterneuerungspolitisch 
postulierten Ziele sollten daher solche Förderungen tendenziell in 
niedrigrangigen sozialen Milieus bewilligt worden sein. 

Die hier verwendete Sozialmilieutypisierung erfolgte auf Basis 
sozioökonomischer Merkmale zur Haushaltsstrukturbeschreibung 
auf Zählgebietsebene. Sie erbrachte insgesamt sieben Sozialmi­
lieutypen für die sozialräumliche Beschreibung des Altbauwoh­
nungsteilmarktes. Ohne hier die Ergebnisse der Typisierung im 
Detail zu beschreiben {17), läßt sich festhalten, daß sich 

- die höherrangigen Sozialmilieus der Typen 1 und 2 (mit eher 
ausgewogener Altersstruktur und höherqualifizierten Berufs­
gruppen bei gleichzeitig wenigen Ausländerhaushalten) in 
zentralen innerstädtischen Altbaugebieten, aber auch in westli­
chen Randlagen der Untersuchungsregion finden; 

- die mittelrangigen Sozialmilieus der Typen 3 und 4 (mit eher 
jüngeren Haushalten, mittel- bis höherqualifizierten Berufs­
gruppen und sehr wenigen ausländischen Haushalten) in den 
eher zentralen Lagen der Vontadtbezirke befinden; 

- die niedrigrangigen Sozialmilieus der Typen 5, 6 und 7 in den 
eher peripher gelegenen Altbaugebieten vor allem der ehemali­
gen Vontädte (Gürtelbezirke) befinden. Während sich das 
Sozialmilieu des Typs 5 und 7 durch hohen Besatz an ausländi­
schen Haushalten auszeichnet und jenes des Typs 7 zusätzlich 
durch Dominanz wenig qualifizierter Berufsgruppen, ist im Typ 
6 der Besatz mit ausländischen Haushalten sehr gering, aller­
dings bei starker Überalterung und ebenfalls wenig qualifizier­
ten Berufsgruppen. 

Neben den sozialen Kriterien sollten bei der Beurteilung der 
Verteilungswirlcungen des WSG noch Erneuerungserfordernisse 
miteinbezogen werden. Einen guten Hinweis auf solche Erneue­
rungserfordernisse gibt der Bestand an Substandardwohnungen, 
da er nicht nur auf qualitativ schlechte Wohnverhältnisse, sondern 
auch auf unzureichende Mieterträge zur Finanzierung von gebäu­
debezogenen Erneuerungsmaßnahmen hinweist. 

Der in der Abbildung 1 dargestellte Indikator der Förderungsfäl­
ligkeit (18) zeigt im Vergleich der Sozialmilieutypen, daß 

- in Gebieten der Sozialmilieutypen 1 und 2 unter Beachtung der 
Erneuerungserfordernisse überproportional viele Erneuerungs­
aktivitäten durch das WSG induziert worden sind; 

- in den restlichen Sozialmilieutypen, also den durchwegs 
niedrigrangigeren Sozialmilieus, angesichts des Bestands an 
Substandardwohnungen eher zu wenig geförderte Erneuerun­
gen zu beobachten sind. 

Da innerhalb der einzelnen Sozialmilieutypen der Bestand an 
Substandardwohnungen und daher die Erneuerungserfordernisse 
nicht gleich über die Zählgebiete eines Sozialmilieutyps verteilt 
sind, ist zu beriicksichtigen, daß es in einzelnen, vor allem den 
niedrigrangigeren Sozialmilieus gegebenenfalls zu einer massiven 
Konzentration von Erneuerungserfordernissen in wenigen Zählge­
bieten bei gleichzeitiger Vergabe von WSG-Förderungen in 
anderen, weniger problematischen Gebieten dieses Sozialmilieu­
typs gekommen sein könnte. 
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Abbildung 1 
Verteilung von Erneuerungsaktivit4ten 

auf Basis des WSG 1984 nach Sozialmilieutypen 
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Der diesbezügliche Indikator zur Einschätzung der milieuinter­
nen Bedarfsorientierung ( 19) in der Abbildung 1 läßt erk:eMen, daß 

- in den Sozialmilieutypen 1 und 7 Erneuerungsaktivitäten vor 
allem in jenen Gebieten angeregt wurden, in denen überdurch­
achnittliche Emeuerungaerfordemisse gegeben sind; 

- in den Sozialmilieutypen 2 und vor allem 4 hingegen Förderun­
gen in jene Gebiete vergeben wurden, in denen solche Emeue­
rungsei:fordemisse innerhalb des eigenen Typs vergleichsweise 
unterdurchschnittlich gegeben sind. 

Aufgrund dieser Befunde läßt sich das WSG 1984 als Instrument 
einer Stadterneuerungspolitik beurteilen, das 

- eher nicht sozialorientiert wirkt; 

- vor allem unter Einbeziehung der Erneuerungserfordernisse zu 
wenig zielorientiert eingesetzt werden kann und 

- jedoch innerhalb bestimmter Sozialmilieutypen zumindest teil­
weise eine Bedarfsorientierung zeigt. 

Nicht zuletzt manifestiert sich in dieaen Befunden das stadter­
neuerungspolitiache Dilemma, weM eine Sozialorientierung in 
den Zielen postuliert wird, solche Ziele jedoch über das Investiti­
onsverhalten der Hauseigentümer realisiert werden sollen. 

3.4 WSG-induzierte Wohnkostensteigerungen und deren 
Se gmentationswirkungen 

Die durch das WSG angeregten Erneuerungsaktivitäten verursa­
chen aufgrund der finanzierungstechnischen Regelungen auch 
Kosten, die auf die Mietemaushalte in solchen Gebäuden umgelegt 
werden. Die wohnungswirk:samen Kosten umfassen genau jenen 
Betrag, der aus der Mietzinsreserve und durch ·die Förderung mit 
öffentlichen Mitteln nicht gedeckt ist. Aufgrund unterachiedlicher 
Förderungssätze für entsprechende Sanierungsmaßnahmen sowie 
aufgrund der nach Gebäuden unterschiedlich vorhandenen Miet­
zinsreserven variieren die wohnungsseitigen Erneuerungskosten 
beträchtlich. Sie liegen für die bisher wichtigste Sanierungsart der 
Sockelsanierung (SOS) in Gebäuden 

- mit vorwiegend Kategorie-D-Wohnungen bei durchschnittlich 
15,70 öS pro m2, 

- mit vorwiegend Kategorie-C-Wohnungen bei durchschnittlich 
22,80 öS pro m 2, 

- mit vorwiegend Kategorie-B-Wohnungen bei durchschnittlich 
35,20 öS pro m2 (20). 

Diese Kosten bedeuten daher eine der Wohnungsgröße und 
-ausstattung entsprechende Verteuerung in den gesamten Wohn­
kosten. Die zusätzliche Belastung des Haushaltsbudgets der Mieter 
ist die Folge. Da etwa 85 % von allen SOS-Bewilligungen im 
Zeitraum 1985- 1989 für Gebäude mit vorwiegend Substandard­
wohnungen erteilt worden sind, ergibt sich daraus vor allem eine 
Erhöhung der Wohnkosten in Substandardwohnungen und damit 
in Summe eine Verknappung im Bestand der Billigwohnungen. 

Ist einerseits diese Förderung zur Sanierung von Gebäuden in 
achlechtem Bauzustand erwünacht, so ist andererseits die Verteue­
rung von davon betroffenen Billigwohnungen aus zwei Gründen 
bedenklich: 

Erstens führt sie zur Verdrängung unterster Einkommensschich­
ten, sofern hier nicht über Subjektförderung (Wohnbeihilfe) 
Abhilfe geleistet wird. 

Zweitens bewirkt diese Verteuerung eine Verknappung des 
Billigwohnungsbestands mit entsprechenden Folgen auf die Preis­
bildung bei Neuvermietung. Und genau diese Preisbildung ver­
schärft sich derzeit in Wien für die verbliebenen Billigwohnungen 
aufgrund 

- verstärkter Zuwanderung von eher einkommensschwachen 
Nachfragern und 

- der schlechten Zutrittsbedingungen für die meisten der Nachfra­
gergruppen zu anderen Wohnungsmarktsegmenten außer dem 
Altbaumietwohnungssegment. 

Diese starke Segmentierung gegenüber anderen Teilmärkten 
sowie der zunehmende Nachfrageüberhang nach Billigwohnun­
gen, der sich in den nächsten Jahren noch verstärkt (Öffnung der 
Ostgrenzen, Weltausstellung 1995), lassen zudem eine interne 
Segmentierung im Altbaubereich befürchten. Diese Segmentie­
rung manifestiert sich schon derzeit in den stark übemöhten 
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Wohnkosten in achlechten Wohnungen z..B im 2. Wiener Gemein­
debezirk. 

4. Stadterneuerungspolitik zur Unterstützung einer sozialorien­
tierten Wohnungsversorgung 

Die Verteilungen der WSG-induzierten Emeuerungsalctivitllten 
über Typen von Hauseigentümern und Sozialmilieutypen ließen 
erlcennen, daß diesem stadterneuerungspolitischen Insttument nur 
teilweise Erfolg beschieden war. Mitnahmeeffekte konnten zumin­
dest auf den guten Standortlagen vermieden werden; gemessen an 
den Wohnverhältnissen (in den verschiedenen Sozialmilieutypen) 
und an den Bigentümertypen wurden die angestrebten Erneue­
rungseffekte jedoch in zu geringem Ausmaß erzielt. 

Bine wesentliche Ursache dafür scheint in der rapiden Nachfra­
geentwicklung, gekoppelt mit Liberalisierungstendenzen im Miet­
recht, zu liegen. Dadurch wurden die Renditechancen im Altbau­
sektor (besonders auf den besseren Standorten) wesentlich 
verbessert, und es traten verstärlct renditeorientierte Hauseigentü­
mer in den Markt ein (durch Immobilientransaktionen). Darüber 
hinaus bewirkten die komplizierten Verfahrensabläufe im Rahmen 
des WSG Zugangshemmnisse zu den Förderungsmitteln für die 
traditionellen Kleineigentümer, die ihren Hausbesitz vorwiegend 
unter dem Nutzungsaspekt betrachten. 

Das 1988 auch zur Objektivierung eingeführte und in das 
WWFSG (Wiener Wohnbauförderungs- und Wohnhaussanie­
rungsgesetz) übernommene Punktesystem (21) für die Förde­
rungsvergabe nimmt zum Teil auf diese Wukungsmängel Rück­
sicht, indem etwa besonders erneuerungbedürftigen Gebieten 
höhere Förderungsprioritäten eingeräumt wurden. Dennoch müs­
sen die stark veränderten Rahmenbedingungen im Altbausektor 
noch mehr in den Förderungsbestimmungen bet11cksichtigt wer­
den. Von besonderer Bedeutung sind dabei 

- eine stärkere gebäude- und eigentümerbezogene Differenzie­
rung der Förderungsbestimmungen; 

- die Präzisierung der Förderungsrichtlinien mit stärkerer Beto­
nung der räumlichen Lage; 

- die Intensivierung der Beratungstätigkeit auf schlechten Stand­
ortlagen; 

- eine Verstärkung der Rechtsposition der Mieter in Gebäuden, in 
denen der Hauseigentümer spekulativ agiert; 

- begleitende Maßnahmen im Bereich der Subjektförderung. 

Bine derartige Neugestaltung der Förderungsinsttumente muß 
die Tatsache im Auge behalten, daß Billigwohnraum durch 
Modernisierung dem Markt entzogen wird. Ohne entsprechende 
Vorsorge ist dabei mit verstärkter Segmentierung bzw. mit der 
Herausbildung eines neuen Wohnungsmarktsegmentes innerhalb 
des Altbausektors zu rechnen (teilweise ist diese Segmentierung in 
Wien bereits vollzogen). In diesem Segment stehen eine Vielzahl 
von Nachfragern nach Billigwohnrawn einem kontinuierlich 
sinkenden Angebot gegenüber. Da die Mieterträge durch Quali­
tätsverbesserungen nicht gesteigert werden können (geringe 
Zahlungsfähigkeit der Nachfrager), wird das Angebot in kleinere 
Einheiten (durch Überbelegung) aufgespalten und die Preise 
entsprechend hoch gehalten. Dieses Segment ist durch extreme 
Verslwnungsgefahr gekennzeichnet und bedarf dringend politi­
scher Maßnahmen. Diese können bestehen in 

- einer Ausweitung des Angebots von preisgünstigem Wohnraum 
für die sozial Schwachen durch die Veränderung der Zugangs-

barrieren zu anderen Wohnungsmärlcten mit billigem Angebot 
(insbesondere kommunaler Wohnbau) sowie durch verstärlcte 
Wohnbautlltigkeit, 

- einer Einführung einer Fehlbelegungsabgabe in Sozialwohnun­
gen für jene Haushalte, deren aktuelles Haushaltseinkommen 
jene Einkommensobergrenzen übersteigt, die für die Vergabe 
derartiger Wohnungen definiert sind; 

- preisdämpf enden Eingriffen im restlichen Altbausektor durch 
Gebäudeankäufe seitens der Kommune und/oder gemeinnützi­
ger Wohnbauunternehmen. 

Stadterneuerungspolitik muß daher erstens in eine städtische 
Wohnungspolitik zu deren Unterstützung integriert sein, und sie 
muß zweitens stets die Entwicklung des gesamten Wohnungs­
markts und seiner Rahmenbedingungen bet11cksichtigen. Nur 
dadurch können unerwünschte Effekte im sozial-, verteilungs­
und stadtentwicklungspolitischen Wukungsfeld der Stadterneue­
rung auf ein Mindestmaß eingeachränkt werden. 
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